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1. Bundesregierung verlängert Corona-Unter-

stützungen bis zum 30.09.2021 

Die Bundesregierung verlängert die Überbrückungshilfen für von der Corona-

Pandemie betroffene Unternehmen und Soloselbstständige sowie die Neustart-

hilfe bis zum 30.09.2021 als Überbrückungshilfe III Plus. 

Neu hinzu kommt eine Personalkostenhilfe, eine sog. „Restart-Prämie“. Damit 

können Unternehmen, die im Zuge der Wiedereröffnung Personal aus der 

Kurzarbeit zurückholen, neu einstellen oder anderweitig die Beschäftigung 

erhöhen, wahlweise zur bestehenden Personalkostenpauschale eine Restart-

Prämie erhalten. 

Die Neustarthilfe für Soloselbstständige wird verlängert und erhöht sich von bis 

zu 1.250,00 €/Monat für den Zeitraum von Januar bis Juni 2021 und auf bis zu 

1.500,00 €/Monat für den Zeitraum von Juli bis September 2021. Für den 

gesamten Förderzeitraum von Januar bis September 2021 können Soloselbst-

ständige somit bis zu 12.000,00 € bekommen. 

Des Weiteren wird der Zugang zu den geltenden Zugangserleichterungen zum 

Kurzarbeitergeld um 3 Monate vom 30.06.2021 bis zum 30.09.2021 erweitert. 
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2. (Noch) keine Doppelbesteuerung von 

gesetzlichen Renten 

In der unterschiedlichen Besteuerung von Renten bis 2004 – normale Renten 

wurden nur mit dem Ertragsanteil, Pensionen von Beamten wurden voll 

versteuert – sah das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) eine 

verfassungswidrige Ungleichbehandlung. Es verpflichtete den Gesetzgeber zu 

einer Neuregelung mit Wirkung ab spätestens 2005. Seit dem 01.01.2005 sind 

nicht nur Pensionen, sondern auch Rentenbezüge im Grundsatz voll 

einkommensteuerpflichtig. Demgegenüber können aber die Altersvorsorge-

aufwendungen als Sonderausgaben abgezogen werden (sog. nachgelagerte 

Besteuerung). 

Wegen des damit verbundenen Ausfalls an Steuereinnahmen wurde eine sehr 

langfristig wirkende Übergangsregelung geschaffen. Diese sieht vor, dass bei 

Rentnern, die bis einschließlich 2005 in den Rentenbezug eingetreten sind, ein 

Betrag von 50 % ihrer damaligen Rente steuerfrei bleibt. Dieser Freibetrag 

mindert sich jährlich für all diejenigen, für die der Rentenbezug erst nach 2005 

beginnt. Für Erstrentner im Jahr 2021 beträgt dieser Freibetrag z. B. nur noch 

19 %. Steuerpflichtige, die ab 2040 erstmalig Rente beziehen, müssen dann 

100 % der Rente versteuern. Anzumerken ist, dass auch bei einem früheren 

Rentenbeginn die laufenden „Rentenerhöhungen“ zu 100 % der Besteuerung 

unterliegen. Als Ausgleich für die höhere Besteuerung steigt auch der Abzug der 

Altersvorsorgeaufwendungen als Sonderausgaben für alle Steuerpflichtigen 

jährlich an. Lag der zu berücksichtigende Anteil in 2005 noch bei 60 % der 

Aufwendungen, werden ab dem Jahr 2025 dann 100 % der Aufwendungen als 

Sonderausgaben berücksichtigt. 

Bitte beachten Sie! In seiner Entscheidung vom 19.05.2021 stellte der Bundes-

finanzhof (BFH) fest, das auf der Grundlage seiner Berechnungsvorgaben zwar 

jetzige Rentenjahrgänge voraussichtlich noch nicht, aber spätere Jahrgänge sehr 

wohl von einer doppelten Besteuerung der Renten betroffen sein dürften. Dies 

folgt daraus, dass der Rentenfreibetrag mit jedem Jahr kleiner wird. 

Anmerkung: Der Gesetzgeber wird hier entsprechend reagieren und eine 

zeitnahe Änderung der Rentenberechnung für die Zukunft vornehmen müssen. 
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3. Steuerfreie Sonderzahlungen an Arbeitnehmer 

bis zum 31.03.2022 verlängert 

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und der 

Bescheinigung von Kapitalertragsteuer wurde die Zahlungsfrist für die 

Steuerbefreiung von Corona-Sonderzahlungen bis zum 31.03.2022 verlängert. 

Im Jahressteuergesetz 2020 war zuvor bereits eine Verlängerung bis Juni 2021 

beschlossen (ursprünglich 31.12.2020). 

Arbeitgeber haben dadurch die Möglichkeit, ihren Beschäftigten Beihilfen und 

Unterstützungen bis zu einem Betrag von 1.500,00 € steuer- und sozial-

versicherungsfrei auszuzahlen oder als Sachleistung zu gewähren. 

Voraussetzung dafür ist jedoch u. a., dass die Beihilfen und Unterstützungen 

zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet und die steuerfreien 

Leistungen im Lohnkonto aufgezeichnet werden. 

Bitte beachten Sie! Die jetzige Fristverlängerung erweitert nur den Zeitraum, in 

dem der Betrag gewährt werden kann. Sie führt nicht dazu, dass die 1.500,00 € 

mehrfach steuerfrei ausgezahlt werden könnten. 1.500,00 € ist die Höchstgrenze 

für den gesamten Zeitraum, nicht das Kalenderjahr. Wurden also in 2020 z. B. 

500,00 € ausbezahlt, können in 2021 bzw. bis zum 31.03.2022 noch weitere 

1.000,00 € geleistet werden. 

Die Auszahlung kann auch pro Dienstverhältnis erfolgen. Arbeitet z. B. ein Mini-

Jobber bei zwei Arbeitgebern, könnte er die Sonderzahlung von jedem 

Arbeitgeber erhalten. 
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4. Verlustverrechnungsbeschränkung für Aktien-

veräußerungsverluste verfassungswidrig? 

Verluste, die aus der Veräußerung von Kapitalanlagen entstehen, können nur mit 

sonstigen positiven Einkünften aus Kapitalvermögen ausgeglichen werden. Eine 

zusätzliche Verlustverrechnungsbeschränkung gilt bei Verlusten, die aus der 

Veräußerung von Aktien entstehen. 

Obwohl sie zum Kapitalvermögen zählen, können entstandene Verluste aus 

Aktiengeschäften nur über Veräußerungsgewinne ausgeglichen werden, die 

ebenfalls aus Aktiengeschäften resultieren. Hierin sieht der Bundesfinanzhof 

(BFH) in einem Beschluss vom 17.11.2020 eine verfassungswidrige Ungleich-

behandlung. Dazu rief er das Bundesverfassungsgericht an, um eine Klärung 

herbeizuführen. 

Dem Beschluss voran stand der Fall eines Steuerpflichtigen, der aus der 

Veräußerung von Aktien als Teil seines Kapitalvermögens nur Verluste 

generierte. Auf Antrag wünschte er die Verrechnung der Verluste mit seinen 

sonstigen Einkünften aus Kapitalvermögen, die nicht aus Aktienveräußerungs-

gewinnen entstanden waren. 

Der BFH begründet die Vorlage vor dem Bundesverfassungsgericht damit, dass 

die abweichende Verlustausgleichsregelung für Aktienveräußerungsverluste zu 

einer unterschiedlichen Behandlung von Steuerpflichtigen führt, die nicht damit 

begründet werden kann, dass erhebliche Steuermindereinnahmen zu befürchten 

wären oder dies zur Verhinderung missbräuchlicher Gestaltung führt. 
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5. Längere Frist beim Investitionsabzugsbetrag 

geplant 

Um für kleine und mittlere Unternehmen mehr Flexibilität und eine Planungs-

sicherheit während der Corona-Krise zu schaffen, hat der Gesetzgeber eine 

Ausdehnung der Investitionsfrist für in 2017 und 2018 gebildete Investitions-

abzugsbeträge (IAB) vorgesehen. Danach haben Steuerpflichtige für in 2017 

gebildete IAB 5 Jahre Zeit, um die geplante Investition durchzuführen. Für in 2018 

gebildete IAB sind 4 Jahre für die geplante Anschaffung oder Herstellung 

vorgesehen. 

Der IAB sorgt dafür, dass für bestimmte künftige Anschaffungen oder 

Herstellungen vorab eine Gewinnminderung vorgenommen wird. Dies eröffnet 

ein Zeitfenster von grundsätzlich 3 Jahren, um die Investition durchzuführen. Die 

Steuerlast wird so in ein späteres Jahr verlagert. Lässt der Steuerpflichtige die 

3-Jahres-Frist verstreichen, ohne eine Investition vorzunehmen, muss er die 

vorgenommene Gewinnminderung rückgängig machen und im Regelfall eine 

Steuernachzahlung plus Zinsen leisten. 

Die Verlängerung des IAB ist Teil des Gesetzes zur Modernisierung des Körper-

schaftsteuerrechts (KöMoG). Nachdem das Gesetz den Bundestag passiert hat, 

wird die Zustimmung des Bundesrats Ende Juni 2021 erwartet. 
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6. Ermittlung der ortsüblichen Marktmiete 

vorrangig per örtlichem Mietspiegel 

Die ortsübliche Marktmiete ist grundsätzlich auf der Basis des Mietspiegels zu 

bestimmen. Kann dieser nicht zugrunde gelegt werden oder ist er nicht 

vorhanden, kann sie z. B. mit Hilfe eines begründeten Gutachtens eines öffentlich 

bestellten oder vereidigten Sachverständigen, durch die Auskunft aus einer Miet-

datenbank oder unter Zugrundelegung der Entgelte für zumindest 3 

vergleichbare Wohnungen ermittelt werden. Jeder Ermittlungsweg ist 

grundsätzlich gleichrangig. Dies entschied der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil 

vom 22.02.2021. 

Im entschiedenen Fall vermietete eine Steuerpflichtige eine Wohnung an ihre 

Tochter zu einem geringen monatlichen Mietzins als sie von einem fremden 

Dritten für eine ähnlich ausgestattete Wohnung gleicher Größe verlangte. Das 

Finanzamt (FA) akzeptierte die ermittelten Werbungskosten für die Wohnung der 

Tochter nicht in voller Höhe. Es begründete dies damit, dass die vereinbarte 

Miete weniger als 66 % der ortsüblichen Miete entspricht. Das wäre aber die 

Voraussetzung für den vollen Werbungskostenabzug. 

Der BFH stellte klar, dass die Ableitung der ortsüblichen Marktmiete aus dem 

örtlichen Mietspiegel genau dessen Zweck ist. Der Mietpreisspiegel gehört zu 

den Informationsquellen, die eine leichte und schnelle Ermittlung der ortsüblichen 

Miete auf der Grundlage eines breiten Spektrums ermöglichen. 

Anmerkung: Mit dem Jahressteuergesetz 2020 wurde ab 2021 die Grenze für die 

generelle Aufteilung der Wohnraumüberlassung in einen ent- bzw. unentgeltlich 

vermieteten Teil auf 50 % der ortsüblichen Miete herabgesetzt. Beträgt das 

Entgelt 50 % und mehr, jedoch weniger als 66 % der ortsüblichen Miete, ist aber 

eine sog. Totalüberschussprognose-Prüfung vorzunehmen. 
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7. Share Deals: Maßnahmen gegen Vermeidung 

von Grunderwerbsteuer beschlossen 

Bei den sog. Share Deals handelt es sich um den Kauf von Anteilen an einer 

Firma, welche die Immobilie im Besitz hält. Es wird also nicht die Immobilie selbst 

gekauft und somit Grunderwerbsteuer gespart. 

Diese Steuervermeidungsmöglichkeit lag nicht im Sinne des Gesetzgebers, der 

nunmehr Maßnahmen gegen sog. Share Deals, bei denen Investoren beim Kauf 

von Immobilien die Grunderwerbsteuer umgehen können, mit der Änderung des 

Grunderwerbsteuergesetzes beschlossen. Die Änderungen treten am 

01.07.2021 in Kraft. 

Um die sog. Share Deals einzudämmen, wurde die 95 %-Grenze in den 

Ergänzungstatbeständen auf 90 % abgesenkt. Darüber hinaus wurde ein 

Ergänzungstatbestand zur Erfassung von Anteilseignerwechseln in Höhe von 

mindestens 90 % bei Kapitalgesellschaften eingeführt und die Fristen von 5 auf 

10 Jahre verlängert. 

Die Ersatzbemessungsgrundlage auf Grundstücksverkäufe wird zudem im 

Rückwirkungszeitraum von Umwandlungsfällen angewendet. Auch wird die 

Vorbehaltensfrist im Grunderwerbsteuergesetz auf 15 Jahre verlängert und die 

Begrenzung des Verspätungszuschlags aufgehoben. 
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8. Sozialversicherung und steuerliche Sonder-

regelungen von Mitarbeitenden in Impf- und 

Testzentren 

Mitarbeiter in den Impf- und Testzentren, einschließlich der dort 

angeschlossenen mobilen Impf- und Testteams, erbringen ihre Arbeitsleistung 

grundsätzlich im Rahmen einer abhängigen Beschäftigung. Die Leistungen 

erfolgen weisungsgebunden. Für die Annahme einer selbstständigen Tätigkeit 

sowie eines damit verbundenen Unternehmerrisikos besteht kein Raum. 

Für Ärzte in Impfzentren hat der Gesetzgeber übergangsweise Sonder-

regelungen zur versicherungs- und beitragsrechtlichen Behandlung vorgesehen. 

Auch wenn die Ärzte der Impf- und Testzentren sowie der dort angeschlossenen 

mobilen Impf- und Testteams zu den Einrichtungen in einem abhängigen 

Beschäftigungsverhältnis stehen, ergeben sich daraus aber keine versicherungs- 

und beitragsrechtlichen Folgen. 

Mit dem Gesetz zur Reform der technischen Assistenzberufe in der Medizin 

(MTA-Reform-Gesetz) vom 24.02.2021 ist eine Übergangsregelung getroffen 

worden, wonach in der Zeit vom 15.12.2020 bis zum 31.12.2021 Einnahmen aus 

Tätigkeiten von Ärzten in einem Impfzentrum oder einem dort angegliederten 

mobilen Impfteam nicht beitragspflichtig sind. Damit fehlt es in sozial-

versicherungsrechtlicher Hinsicht an der Entgeltlichkeit der Beschäftigung, sie ist 

nicht versicherungspflichtig. 

Die gleiche Übergangsregelung wurde für Ärzte, die in einem Testzentrum oder 

einem dort angegliederten mobilen Testteam in der Zeit vom 04.03.2021 bis 

31.12.2021 tätig werden, getroffen. Die Regelung gilt aus Bestandsgründen nicht 

für Tätigkeiten, die vor dem 04.03.2021 vereinbart wurden. 

Für die beitragsrechtliche Behandlung des Arbeitsentgelts der übrigen 

Beschäftigten gelten grundsätzlich keine Besonderheiten. Sie profitieren 

allerdings von steuerlichen Entlastungen, wie der sog. Übungsleiter- bzw. Ehren-

amtspauschale. Dabei können Mitarbeiter, die direkt an der Impfung beteiligt 

sind, die Übungsleiterpauschale in Höhe von 3.000,00 € im Jahr (2020: 

2.400,00 €) und Mitarbeiter in der Verwaltung und der Organisation die Ehren-

amtspauschale in Höhe von 840,00 € im Jahr (2020: 720,00 €) in Anspruch 

nehmen. 
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9. Freiheitsstrafe wegen Betrug bei Corona-Sofort-

hilfe 

Das Landgericht Stade (LG) hatte in einem Fall zu entscheiden, bei dem ein 

Steuerpflichtiger im Frühjahr 2020 in 7 Fällen in 4 Bundesländern sog. Corona-

Soforthilfen in Höhe von 50.000,00 € für tatsächlich nicht existente Kleingewerbe 

beantragte und bekam. 

Dabei täuschte er über subventionserhebliche Tatsachen, die in den jeweiligen 

Antragsformularen in der gebotenen Klarheit als solche bezeichnet waren. Das 

LG verurteilte ihn zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 3 Jahren und 10 Monaten. 

Der Bundesgerichtshof hat die Revision verworfen, weil die Überprüfung des 

Urteils keinen Rechtsfehler ergab. Es wurde damit rechtskräftig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! 

Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst 

in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller 

Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt. 

Fälligkeitstermine: 
 

12.07.2021 
Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- und Kirchen-
steuer, Soli-Zuschlag (mtl.) 
 
28.07.2021 
Sozialversicherungsbeiträge 
 
 

Basiszinssatz: (§ 247 Abs. 1 BGB) 

 
Seit 01.07.2016 = -0,88%; 
01.01.2015 – 30.06.2016 = -0,83 %, 
01.07.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.  

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet 
unter: http://www.bundesbank.de und dort 
unter „Basiszinssatz“. 
 
 

Verzugszinssatz: (§ 288 BGB) 
 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5-%-Punkte 
 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
 
• abgeschlossen bis 28.07.2014: 
   Basiszinssatz + 8-%-Punkte 
 
• abgeschlossen ab 29.07.2014: 
   Basiszinssatz + 9-%-Punkte 
   zzgl. 40,00 € Pauschale 
 
 

Verbraucherpreisindex:  

2015 = 100 
 
2021: 
April     = 108,2; 
März     = 107,5; 
Februar     = 107,0; 
Januar     = 106,3; 
 
2020: 
Dezember  = 105,5; 
November  = 105,0; 
Oktober     = 105,9; 
September = 105,8 
August     = 106,0; 
Juli     = 106,1. 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im 

Internet unter: http://www.destatis.de – 

Themen – Konjunkturindikatoren  
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